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r:

r?) Die Regierungsstatchalter sind beauftragt ge-

gen alles Steucrsannneli!, das nicht vorschriftmässig
bewilligt oder angeordnet sich durch ihre Unterbeamtcn
wachen und das unzulässige Herunttragen von Steuer-
briefen verhindern zu rasseil.

i8) Dem Minister der innern Angelegenheiten ist

die Vollziehung dieses Beschlusses übergeben.
Aldo beschlossen in Lnzem am ein und dreissigsten

Oktober des Jahrs Eintausend siebenhundert neunzig

mid acht, A- l?98.
z i Der Präsident des vollziehenden Direktoriums,

Unterzeichnet: Laharpc.
Im Namen des Direktoriums der Gen. See.

Unterzeichnet: Mousson.
Dem Original gleichlautend,

xuzern, den iz Wütterm. i/ys.
Im Rainen des Ministers des Innern,

Kast hofer, Secretär.

Gesezgebu ug.
Senat, Z. November.

(Fortsetzung.)

Zwei Beschlüsse werden zum erstenmal verlesen,

deren wir in der Folge gedenken werden.
Die Botschaft des Direktoriums und der sich da-

rauf A-undende Beschluß des gr. Rathes, betreffend
die Unruhstifter, Verbreiter lügenhafter Nachrichten
und Libeilisten werden verlesen. (Wir haben sie bereits

âedrukt S. 66).
Man ruft von allen Se-ten zur Annahme.
Üsteri verlangt das Wort. Ich bin, sagt er,

so sehr wie irgend jemand überzeugt, daß es von
der größten Nothwendigkeit und Dringlichkeit ist, auf
Unruhstifter aller Art die wachsamste Aufsicht zu halten,

und nach aller Strenge der Gesetze gegen sie ;u-ver-
fahren : aber ich bin nicht minder überzeugt, daß jede

zu treffende Maaßregel die sorgfältigste Prüfung und

Ueberlegung verdient, damit nicht unter dein Schein
de» Unruhstiftern Einhalt zu thun, die Freiheit des'

Bürgers beeinträchtigt und nnterdrukl werde; ich bin

überzeugt, daß ein Gese; gegen Unruhstifter nicht mit
Uebereilung soll gegeben, sondern daß erst sorgM-g
geprüft werden muß, ob es die gehörige Klarheit und
Bestimmtheit hat, und ob es nicht Willkür an die

Stelle der Gesetze bringt; dieß sind die Gründe, UM

deren Willen ich darauf antrage, daß der vorliegende
Beschluß an eine Commission gewiesen werde,. die in

kurzer Feit darüber Bericht erstatte ; ich kann nicht be?-

gen, daß dieses zu verlangen, mich besonders auch die

Borschaft des Direktoriums, die dem Beschluß zum
Grunde liegt, veranlaßt: ich habe darin nicht ohne

Erstaunen die Worte angehört: un glükl! ehe Neu-
igkeiten in Wirthshäusern ausstreuen; —
mit ubermässigpr Hitze schreien; — Wohl-
farthsmaßregeln und was solcher resottttw wirer
Floftel» mehr sind; auch wundere ich mich nicht we-
nig über das Verlangen des Direktoriums, des nach
Gutbefinden ins Gefangn! : setzen lassen will, unter
Bedingung, diejenigen, welchen es keinen Prozeß an
den Hals werfen kann, nach sechs Monate» wieder
frei zu lassen. — geh stimme für e »e Commission,

KubU versichert, daß er kein Freund von vevo-
lutîonàren Maaßregeln ist, und gerne schonet so lange
es möglich ist; — über zu weit darf man doch nicht
gehen und wenn von allen Seiten das Volk durch
die abscheulichsten Ausstreuungen bearbeitet wad so
ist jeder Augenblik wichtig und die Verweisung an eine
Commission scheint ihm sehr überflüssig. Wert halt sich
darüber auf, daß von u u g u k i i chen Neuig ke ^
ten die Red: ist; freilich, gerade die boshaftesten Leute,
die solche selbst erfinden, rühren eben damit den grö-
sien Schaden an, und (6 wird recht gut seyn, wenn
wachsames Aug auf sie gehalten wird. Ja, wenn
alles so rein und subcil dachte wie Usteri meint; aber
bei den Bauern kommt man mit gelehrten Schriften
und schöne» Ausdrücken nicht ans." Er will, der Be-
schluß soll sogleich angenommen werden. (Man ruft
allgemein znr Annahme.)

Z äs lin stimmt Knbli bei, und bemerkt, daß
der grosse Rath bereits schon alle Vorsicht angewandt,
sich zwei Tage mit dein Beschluß beschäftigt, und die
von, Direktorium verlangte Zeit von 6 Monaten auf
z verkürzt habe.

Crauer glaubt, ausserordentliche Umstände er-
fsdem auch ausserordentliche Mittel; er wundert sich
vielmehr warum man nicht eher zu strengen Maaß-
regeln schritt; er will Preßfreiheit aber nicht den Miß-
brauch derselben; übertriebne Mässigung sey nur zu
oft die höchste Grausamkeit; ohne sie und gewisse Ge-
richtsdöfe ware in Unterwaldea so grosses Üngiük nicht
geschehen; wenn uns das Vaterland lieb ist, so mus-
sen wir die Resolution annehmen.

Münger will auch sogleich annehmen; er kennt
die Ruhestörer des Landes; unter hundert Bauern ist
kaum eiucr der ließt aber alle glauben den Verbreitern
lügenhafter Nachrichten; diese sind's,'die an allem
Unglücke Schuld haben.

Fornerod hair es allerdings für sicher und er-
wiesen, daß Ucbelgesinnte das Landvolk allenthalben
bearbeiw'!.; er stimmt Kubli bei, daß strenge M iaßre-
geln crfsderlich sind; aber das vorliegende Dekret ist
ailzuwichtig; schon hat das Direktorium unbeschrankte
Vollmacht, um Aufwiegler und Uebelgesinnte nn ssaum
zu hatten. Drei Worte machen ihm allein die An-
nähme des Beschlusses bedenklich; es heißt: das
Direktorium soll sie verfolgen (svvà coinio eiix).
Dadurch würde die ganze Constitution und alle Grund-



fstze über den Haufen geworfen. Das Direktorium
soll nur in Kraft der Gesetze verhaften und dem Rich-
ter zuweisen dürfen, niât aber selbst verfolgen oder
Strafe verhangen können; also bittet er im Namen
des Vaterlandes, man möchte die Resolution aufdas
Bureau niederlegen oder einer Commission von fünf
Mitgliedern übergeben.

Pfyffer: Das Heil des Baterlandes erfordert
gewiß, daß ccntrerevolutionaren Schriften und Vcr-
breitern falsser Gerüchte, schleuniger und wirksamer
Einhalt gethan werde; anderseits aber sind Freiheit
des Bürgers, sindPrcßfreiheit, so grosse heilige Rechte,
daß es sorgfältige Ueberlegung bedarf, wenn es um
ihre Einschränkung zu thun ist, wem.- es darum zuthun
ist, die Freiheit des Bürgers der Willkür einer lonsii-
tutionellen Gewalt Preiß zu geben. Eine Commission,
die morgen schon ihren Bericht erstatten kaun, muß
sorgfaltig untersuchen, ob in der Resolution der ange-
zeigte Zwek erreicht werde, nemiich conrrcrevolutionaren
Schriften, falschen Gerüchtverbreitern Einhalt zu thun,
ohne die Freiheit des Burgers zu sehr zu gefährden;
bis auf Morgen wird keine Zeit verloren, sie wird
uns ein näheres Licht über die Zwekmàssigkeit der Re-
solution geben, und wir huldigen durch diese weise Ui-
berlegung der Achtung für Menschenrechte. Auch v a-
terlandischer Enthusiasm kann zu verderblichen
Maaßregeln führen. Die Weisheit des Senats muß
uns dafür sichern. Ich stimme für die Commission,
die morgen schon Bericht erstatte.

Genhard glaubte erst Usteri unterstütze!? zu wol-
len; nach näherer Einsicht der Resolution findet er aber,
daß Usteri wem ,er gegen sie als gegen die Botschaft
des Direktoriums gesprochen hat; jene giebt dem Di-
rektorium keine willkürliche Gewalt; sie sagt vielmehr
bestimmt: die Strafen sollen den Verbrechen angemes-
sen seyn. Er stimmt also zur Annahme.

Muret ist dnrchdrungeu vom Gefühl der nnge-
h 'nern Gewalt, welche die Resolution dem Direktorium
in die Hände legt; dennoch stimmt er für ihre Annah-
nie. Es giebt Momente, in denen man gerade durch
eine allzuweil getriebne Anhänglichkeit an die Grund-
salze, die Grundsatze umstürzt. Das Beispiel vbn
Frankreich soll uns darüber zur Lehre dienen und wir
sollen allein dem Unglük zuvorkommen, was dortdkwch
zu großen Modermursm ist verursacht worden. Wen
soll, vermöge des Beschlusses, das Direktorium ver-
folgen? die fremden Emissärs mithin eine Art Spio-
ncn, gegen die nicht zu sirenge verfahren werden kann.
— Der 2te Art. erheischt dagegen mehr Aufmerksam-
keil i es heißt darum: die Scharfe der Maaßregeln
soll der Grosse des Uebels angemessen seyn. Hiedurch
ist der Willkur alles überlassen; drei Mannern wird
dadrr eine unbeschrankte Gewalt übereragen; nur um
ser Zutrauen «n die Mitglieder des Direktoriums kann
die Annahme dieses Artikels rechtfertigen. Nach 3 Mo-
natm hozt das Dekret von selbst aus in Kraft zu blei-

ben und die Zeilmnsiánde berechtigen uns zu seiner
Annahme.

Meyer v. Ar bon glaubt die Umstand^ er-
fodern den Beschluß. Auch in seinem Kauton wF den
sie gefährlichsten Gerüchte, besonders über die Cou-
scriplion der jungen Leute verbreitet; man will dach

Loss bereden, die Franken sollen in der Schweiz bitt-
den, nnd unsere jungen Leute dagegen weggejandewer-
oeu; sollten wir auch in diesem Fall die guten Abüch-
reN des Direktoriums und des grossen Rathes hindern
wollen. Das Direktorium wird keinen Mißbrauch
von seiner Gewalt machen.

Bundt will auch annehmen, und noch besonders

auf die Bothschaft des Direktoriums autmerkwm ma-

ich.u. Schon sechs Monat sind jctt Annahme s-r
Konstitution verflossen, immer hat man Geiiuüigmt
und Massiguug in allen Tribunalen beobachtet; mm
k?nn man die Früchte davon leheu. Ferner kann auf
dicke Weise da« Vaterland.nicht gerettec werden, w.an

werfe einen Bük auf Frankreich; vom ssà 8Y au ms

y2 und yZ beobachtete man auch da stet« Maftiguug
was geschah: Ennssairs und Enngrirte bearbeiteten

das Volk und zettelten tie Coalition an: die Folge

davon war nothwendige Verdopplung strenger V>aaß

regeln, Bürgerkrieg und Brudermord. uns ciriem

traurigen Beispiel sollen wir klug werden, und "Uye
das Vaterland retten. — In seinem Kanton, "'zahlt
er, hat das Kankonsgericht einen Menichen, der die

Gesezgeber öffentl ch durch Bcheltwotte beschimpfte

und verimimdete, um eine Dublone gestraft, und da-

.gegen einen andern, der ein Freund der Freiheit lst,

und gegen die alte Regierung sich etwas staikc Ans-
'drücke erlaubte, um 10 Dublonen; ein Vers h-

ren bringt nichts GureS hervor, es erregt Mêrauen
unter den besten Patrioten, und belevt die Hossnun-

gen der Feinde der Freiheit.
La flechere will eben darum, weil er die Grund«

'sage üder alles hochschäzt, den Beschluß annehmen;

'in'kritischen Augenblicken kann nur der unb.schrank-

teste Despotismus die Freiheit retten ; so hakte in Frank-

reich die Freiheit mehr wie einmal der Gcwatt des

Direktoriums allein ihre Reitung Ku danken. V> e

Lossp echung Hallers von dem Gerichte ist Bewe-ß

daß die bisherigen Maaßregeln unzureichend stnd, uns

daß die vollziehende Gewalt unbeschrankter seyn muß,,

um die Konstitution zu retten.
Bay glaubt, die erste Pflicht der Heftzgeber sey,,

soviel möglich Verbrechen zuvorzukommen und ste zu

verhüten; lange schon, vielleicht zu lange, dabe man

Beweise von Langmuth gegeben, nun scheine es ^eir
zu seyn Strenge anzuwenden. Darum ka»" er W

iich Laflechere keineswegs beistimmen; dem Deworis-
mus sich m die Arme m werfen, wurde fàe- g
ein schlechtes R-ttuugsmittel seyn; aber der ^'chluß
des grossen Rathes >jl gemäßigt unv "'Ud uno o

^
Umstanden anZemessen. Wenn auch auf vrei Monat.



eine außerordentliche Gewalt dem Direktorium einge-
räumt ist, so könnten wir, wenn dasselbe unsern Er-
Wartungen nicht entsprechen sollte, die ertheilte Gewalt
auch früher zurücknehmen.

Frossard findet, die Dringlichkeit der Zcitum-
stände mache uns Annahme des Beschlusses zur Pflicht;
dennoch hatte er die Ausdrücke desselben gemassigker
und des Geldgebers würdiger gewünscht; nicht
Strenge, sondern Gerechtigkeit soll die Richtschnur
der Regierungen seyn.

Lüthi v. Sol. hat das Wert nur verlangt, um
den von Laficchere aufgestellten Grundsäz zu widerie-
gen, als ob unter gewissen Umstanden der vollstän-
digste Despotism allein die Freiheit retten könnte.
Derselbe ist falsch und wird durch die Resolution
selbst widerlegt. Nie soll der Gedanke, einem Mem
sehen unbeschränkte Gewalt zu geben, in uns kommen.
Der gegenwärtige Beschluß thut dieß auch keines!
wcgs; das Direktorium kann Schuften verbieten.
Polizciverfügungen treffen, aber es kann nicht selbst

Strafe verhangen, sondern muß diese von dem gehö
eigen Richter aussprechen lassen.

Focnerod findet, Lüthi habe den Beschluß so

ausgelegt, daß wenn die Auslegung richtig ist, er um
bedingt angenommen werden könnte.

Pfyffcr will erst über die vorgcschlagne Kom-
Mission entscheiden lassen, uns wenn sie verworfen
wurde, über den Beschluß eintreten.

Barras erklart, daß er für alles stimmen wird
was zur Erhaltung der Konstitution abzwekt, nicht
aber für das was sie untergraben und umstürzen muß,
wenn es auch nur für drcs Monate wäre. Die Kon-
stitution stellt drei von einander getrennte Gewalten
auf; die Resolution vermengt dieselben alle. Die
Konstitution verlangt die Herrschaft der Gesetze und
nicht die einiger Personen; die Resolution stellt diese

lezcere auf. Er stimmt für die Kommission.
Laficchere bemerkt, er würde Barras beistim-

men, wenn unsre Gesczgebiuig vollendet wäre, aber
so lange uns noch ein grosser Theil der Gesetze man-
zeit, kam; man sich diesen nicht anvertrauen.

Mit grosser Stimmermehrhe.it wird die Kommis
Hon verworfen und der Beschluß angenommen.

Attenho fcr zeigt schriftlich an, daß seine Krank-
hei: noch fortdaare.

Die ÄorAclluugsschrift eines B. Vnsigny über Ze-
hendem, wird an die Kommission gewiesen.

Grosser Rath, 6. November.
Präsident: A n der werth.

Bas Gutachten über die Ausgewanderten, (stehe
den z. November), wird zum zweitenmal verlesen und
in Berathung genommen. Zimmermann glaubt,
man werde allgemein das Bedürfniß fühlen, strenge'
Maaßregeln gegen den Schwärm der Ausgewandert
zen zu nehme!!, ur.K daher Lodert cr Zurückweisung an

die Kommission, um bestimmte Maaßregeln gegen die
wirklich Ausgewanderten zu entwerfen. Pellegrini
folgt, weil die Auswanderung in einem Augenblik wie
der gegenwartige für das Vaterland gefährlich werde»
könne, und die Frecheitsfeiude außer dem Vaterlande
weit leichter ihre freiheirsmördenfchen Absichten der-
folgen könne als in dem Schooße desselben. Wjr
haben das Beispiel aller andern freien Nationen für
uns, um die Auswanderung zu hindern und zu bc-
strafen: Ich fodre daher daß man die Ausgewandcr-
ten einlade, bei einer gewissen Zeit wieder ins Va-
teriand zurükzukommcn, und die Konfiekaiion der Tu«
ter hierauf als Strafe zu setzen, wird keine zu«
rükwirkende Maaßregci seyn.

' Cartier erwartete bei Ablesung der brillante«
Einleitung ein vorkrcfliches Gesez, welches aller Aus«
Wanderung auf einmal abhelfen werde, aber ganz er«
staunt findet er nur eine Mnasregei vorgeschlagen,
welche mehr lächerlich -st als wirksam In ruhigen
Zeiten sieht er die Auswanderung für unschuldig an,
allein in gefährlichen Zeiten als hockst strafbar; e?

stimmt daher in »süksicht der zu treffenden Maaßre«
gein Pellegrini bei, und begehrt also Zurückweisung
der Gutachtens an die Kommission.

Trösch sagt, in den alien Verfassungen war die
Auswanderung nicht verbothen, bei Veränderung der
Konstitution war es jedem frei dieselbe anzunehme«
oder aber nicht; wer nicht annehmen wollte mußte
weggehen, folglich können diese Bürger welche lieber
unter dem österreichischen Joch als m der Freiheit le«

ben, nicht gestraft werden. Er will also das Gutach«
ten annehmen.

H über ist nicht der Meinung von Trösch. denn
wenigstens in Basel war ein Gesez, daß mau bei gc-
jährlichen Zeitläufen das Vaterland nicht verlassen
soll, und dieses glaubt er, sey Pflicht eines jeden
Bürgers. Noch nie sah er einen so seltsamen Rap-
port als diesen, wo nur Raisonnement vorkommt,
und am Ende nichts und wreder nichts zum Schluß,
erschunt. Er glaubt man müsse die Ausgewanderten
kennen lereren, um die bloß Verirrten zurückzurufen,
Uitd denjenigen welche wider das Vaterland arbeiten
ihre Güter confiscire», damit sie nicht durch diese
in den Siand geftzi werden dem Vaterland noch
mehr zu, schaden; er begehrt also Rükwcisung des
Gutachtens tu die Kommission, damit dasselbe nach
andern Grundsätzen, ein neues Gutachten entwerfe.

Billeter kann weder die Grundsätze noch den
Schluß der Kommission annehmen, und stimmt daher
Zimmermann bei, und federt, daß die Kommission
besonders Pellegrinis Bemerkungen benutze, und nach
diesen Grundsätzen, welche ächt rexubickamsei) sind,
arbeite.

Custor kann dem Gutachten auch nicht beistim«
men, denn wenn in einer Haushaltung die Arbeit ab-

geht, so soll kein Heussse i'.vß steh dassu ohne Erigé



«iß des Hausvaters entfernen und sich dieser Arbeit
entziehen wollen, daher fodcrt er Rükwcisinig des

Gutachtens an die Kommission, damit dieselbe vor-
schlage die Ausgewanderten um den Grund ihrer Ent-
fernung zu befragen.

Graf begehrt daß man sogleich abstimme, indem
sich nun aus allen bisherigen Meinungen zeige, daß
das Gutachten doch wieder der Kommission zugewie-
sen wird, und also jede weitere Berathung verlohren
ist. Dieser Antrag wird lebhaft untcrsiüzt.

Escher wilucstzt sich dieser Ordnungsmotion,
weil er als Beauftragter der Kommission nicht nach
andern Grundsätzen als den aufgestellten arbeiten kann,
ober vorher wünschte er diese Grundsätze cnt-
wickeln zu dürfen, damit dann die Versammlung ent-
scheiden könne, ob sie diese oder andere annehmen
wolle, in lcztcrm Fall würde er Entlassung sus der
Kommission begehren, weil er nie wider seine Ueber-
Zeugung arbeiten will. Man geht über Grafs Antrag
zur Tagesordnung.

Escher sagt: Die Grundsatze der Kommission
bei Abfassung dieses Gutachtens waren diese: In je-
der Gesellschaft, also auch dem Staat, müssen sich

die Mitglieder zu einem Zwek vereinigen — wird er»

ner zu diesem Zwek gezwungen, so ist dieser ein
Eklav der Gesellschaft. Aber nicht nur in Rükstcht aufs
Zwek, sondern auch in Rüksicht der Mittel zu denstln
den, müssen alle Gesellschaften einig seyn, sonst ist
das gezwungene Mitglied kein freier Gesellschafter,, so»-
dern ein Unterdrücker derselben. Wenn nun die Ge-
scllschast ihre anzuwendenden Mittel oder ihre ganze
Einrichtung umändert, und einigen Gesellschafter» ge-
fallt diese Umänderung nickt, so haben sie dem Gc-
sellschaftsrcchr zu Folge V-fngmß sich mit ihrem gam
zen E-genchum aus dcr Gesellschaft zu entfernen. Was
»st nun eine Revolution? — eine Veränderung der
CtaatsgeftLschaft — wem also diese nicht gefallt, der
ziehe mit dem Seinigcn weg. Der Fall ist also ganz
verschieden von demjenigen den man aufstellen will,
um dieses Gutachten verwerffen z» machen. — Den»
ganz natürlich stll der welcher die Vortheile der Ge,
stllschaftt benu'te auch dieselbe schnizen helfen wenn
sie in Gefahr kommt — allein Gefahr und Umände
rangen sind ganz verschieden — wer dir Umänderung
nicht will Kann weggehen, wer aber in der Gefahr
nicht beschützen will, handelt treulos. — Was nun
die Sache selbst betrist, so ist ja die Wirkung des
Kommissionalgntachtens und die ihm entgegengestcll
ten Vorschlage gleich, weil beide auf Citation und
Contumazurrheilc antragen; aber das Gutachten schlägt
hierzu einen rechtlichen und gestzsichen Weg vor, die
Vorschläge aber tragen auf einen revolutionären, das
ist, gesezlssen Weg an, und in dieser Rüksicht werde
ich beim- Gutachten beharren. Was nun Maaßre-
geln gegen künftige Auswanderung betrist, so glaubt
Hie Commission dieselben nur jn Axtten der Gefahr an-

wendbar, weil neben diesen die natürliche Freiheit
des Bürgers auch Freiheit zum Wegziehen erfodert;
nur der jüngsthin in geheimer Sitzung aufgestelltem
Gründe wegen glaubte die Commission den gegenwar-
eigen Zeitpunkt für Aufstellung von Auswanderungs-
gesttzen unzwekmässig, hat aber die Versammwng hier-
über ihre Meinung geändert, so wird die ComMissiow
einen Vorschlag hierüber vorlegen.

Nüce hat auch etwas Logik studiert, allein er
sieht seine Grundsätze sind nichts mehr; dochl glaubt
er soll man unterscheiden: er glaubt der sey kein Scla-
ve, der, wann das Haus brennt, zu Hülfe gerufen
wird, und nicht nach Belieben abziehen darf! wer sind
dann die Ausgewanderten? die ehemals gnädigen Her-
ren sind es doch wohl! und wenn von einem Ort her
alles verpestet ist, darf man da nicht vermuthen, daß
dort die Pest ist: nun sind dort in Feldktrch ganze
Versammlungen von solchen Leuten, die wider das
Vaterland arbeiten, und wir wissen, daß von diesen
Ausgewanderten dort sind, und wir sollten nicht ver-
muthen dürfen, daß durch allerlei Umwege diese Hà
ren sich dort versammeln und dort gemeinschaftlich
arbeiten? und wir sollten hier bloß zusehen und diese

Herren alles aus dein Land ziehen lassen und sie nicht
strafen dürfen? und auch für die Zukunft sollen wie
die Thore öffnen und jedermann abziehen lassen wer
wider das Vaterland arbeiten will? dieß sind wahr-
sich seltsame Grundsatze? ich fodere, daß die Commis-
sion uns einen Vorschlag mache, der mehr der gesum
den Vernunft und den republikanischen Grundsatze»
angemessen ist als dieser.

Hartmann bedauert, daß wir so viel Zeit mit
den lesdigen Ausgewanderten verlieren; alle Beweise,
die man hat wider die bösen Absichten der Ausgewan-
ten, fodern zu strengen Maaßregeln gegen dieselben
auf, denn immer noch unterhalten sie Emissarien,
welche unser Volk in der Unzufriedenheit unterhalten:
Er stimmt der Rükweismig an die Commission bei.

Kühn erklärt sich, daß er mit seinem Freund
Esther in Rüksicht seiner ersten Grundsatze einig sty,
allein er glaubt auch anderseits sey es richtig, daß
kein Burger im Augcnblik einer Gefahr sein Vater-
land zu verlassen das Recht haben kann, ungeachtet
allgemeine Gesetze, welche die Bürger verbinden in der
Gesellschaft zu bleiben, gegen die natürliche Freiheit
waren. Ausser Helvetien sind vielleicht 100,000 seiner
Bürger, welche zu verschiàien Zeiten und in ver-'
schiednen Absichten ausgewandert sind: bei Abfassung
eines Gesetzes also ist es wichtig, mir diejenigen zu
treffen, welche in bestimmt Hosen Absichten auswan-
decken. Er begehrt also ein Gest! wider die schon

Ausgewanderten, welches von jedem derselben Anzeige
seiner Abwesenheit und Ursach derselben fobert und
bestimmt, daß dieselben, wann sie ihr Burgerrecht
beibehalten wollen, ans den ersten Ruf. wenn das Va-
kerlanv ihrer bedarf, sich zu seiner Bestyntzrmg Am
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stellen: in Rüksicht künftiger Auswanderung wünscht
sr auch Eutwerfung eines Gesetzes, welches von weg-
reifenden Bürgern fodere, daß sie den Zwek ihrer Ab-
reise anzeigen, sich mit. Passen versehen und sich im
Auzenblik der Gefahr, wann sie gerufen werden, wic-s
der einstellen: in dieser Rüksicht foderc er Zuriikweisung
an die Kommission.

Dieser Antrag wird angenommen und der Kom-
mission Aimmermann, Cartier nnd Pellegrini
beigeordnet.

Der Rapport über das PostWesen ist an der Ta-
gesordnung. Jvmini fodert Behandlung in gehei-
mer Sitzung, weil dieser Gegenstand zum Finanzwesen
gphvrt: dieser Antrag wird nicht uittcrsknzt, also der
Rapport zum zweitenmal verlesen und in Berathung
genommen. Er ist folgender:

Bürger Gesezgeber,
Sie haben den zisten Weinmonat eine Commission

niedergcsezt, welcher Sie die Botschaft des Vollste-
hungööirekwrmms vom 2y. Weinmonat zur vorkaust-
gen Prufüllg übergeben haben, mit dem Auftrag, Jh-
neu in drei Tagen einen Bericht über die Frage zu

erstatten: Ob es zum allgemeinen Besten der Republik
dienlicher sey, die Posten auf Rechnung der Nation
verwalten zu lassen, oder dieselben im Namen
der Nation an die Meistbietenden zu verpachten.

Ihre Commission hat dme wichtige Frage mit al-
ler Aufmerksamkeit reiflich überleg und schlagt Ihnen
als Resultat dieser Ueberlegung sorgenden Beschluß vor:

An den Senat.
Der grosse Rath,
In Erwägung, daß die mannigfaltigen in die

Postvcrwaltung emgcschlichnen Mißbrauche so bald
möglich aufhören müssen, und es nur dann möglich
wird diesen Mißbrauchen gänzlich abzuhelfen, wann
mau die genauste Kenntniß der ausserordentlich grossen
Details dieser Verwaltung besizt, und dieselbe unge-
hindert und nach Gutfindcir leiten und verbessern kann;

In Erwägung, daß es bei der, durch die neue

Drdurmg der Dinge, auch in vielen Punkren nochwen-
dig gewordnen neuen Einrichtung der Posten, von der
höchsten Wichtigkeit ist, daß dieser intressante Zweig
der Staatseinkünfte und der öffentlichen Wohlfahrt,
entfernt von allen» Privateigennuz, mir der grossen Un-

partheilichkeit, und nur mit Rüksicht auf das ailge-
meine Jntresse verwaltet werde;

In Erwägung daß es für die Republik Vortheil-
haft ist, daß die Regierung sich die genauste Kenntniß
von dem Ertrag der Posten erwerbe, ehe das System
der Pacht angenommen wird, wenn man es auch je
in Zukunft ann«hmen wollte;

In Erwägung, daß es bei einer weisen und
zwekmaßigen Bestellung dieser Verwaltung gar nicht
wahrscheinlich ist, daß die Nation auch nur die Sum-

men dabei aufopfere, welche bisher die Pachter der
Posten als reinen Gewinn hinwegnahmen, und die
doch, wenn sie auch schon die Nation aufopfern sollre,
unker Hunderte vsn Staatebürgern bei einer Verwal-
tung vertheilt würden, da diese Summen hingegen bei
einer Pacht einigen wenigen zufließen konnten, und
bisdahin immer nur einer Familie zugeflossen siud;

In Erwägung enbîich, daß es den Grundsätzen
der Konstitution angemessen ist, daß die so unverhalt-.
ntßmaßige und ungleiche Taxe in eine verhaltnißmavt-
gere und gleiche verwandelt werde;

Hat, nachdem er die Urgenz erklart,
beschlossen:

1) Die Posten sollen in Zukunft von der R^gie-
rung durch eine dazu niedcrgesezte Verwaltung besorgt
werden.

2) Die Posttaxen sollen in ganz Helvetica auf
einen gleichen und bloß nach Verhältniß der Entfern
imng, und des weiter» ?a,.fs der Briefe, Gepäcke,
Groups u. d. g. bestimmten Fuß, sestgesezt werden.

3) Das Vollziehungödirektorium ist eingeladen,
den gesezgebenden Rachen zu seiner Zeit die Tabelle
der Posttaxen zur Sanction vorzulegen.

Nuce unterstuzr diesen Rapport, weil es weder
thunlich noch möglich ware, die Posten gegenwartig
zu verpachten, indem die Postsache der Regierung noch
nicht hinlänglich bekannt ist, und man also nur im
Finstern tappen mußre; in Zukunft, glaubt er, wann
die Regierung den Gegenstand naher kenne, sey eher
eine Verpachtung möglich.

Iomini ist nicht dieser Meinung, weil er glaubt
der Staat habe nicht Geld genug, um diese Verwal-
tung au-f einmal zu übernehmen, und diese koste den
Staat mehr als den Partikularen, daher jener viel-
leicht von einer Verwaltung eher Nachtheil als Vor-
theil haben konnte: Er begehrt daher noch fur einige
Jahre tue Verpachtung. Der Rapport wird unveran-
dert angenommen.

Die Versammlung bildet sich in ein geheimes
Comite.

(Abendsitz ung.)
Der Staatsbot Rotplaz von Arau wird auf

sein Begehren seines Amtes entlassen.
ES wird eine Petition verlesen, wor n der Weibel

Ryhiner von Arau um die Stcüe eines Staatsbo-
reu bitter.

Nuce sagt, in Arau nahmen wir drei Acauer
zu Staatsbot und Wcibeln; sollten wie jezt nichts fur
ìjuzern thun? Zum andern ist es ein grosser Unter-
schied zwischen Staatsbot und Weibel. Die Staais-
boten in Frankreich pnd die alren Gli der des gcsez-

gebenden Corps? Versteht Ihr mich? (Man lacht.)
Die Weibel sind nicht von dieser Klasse. Der Ge-
rechtigteit zufolge begehre ich, daß Ihr diese Stelle
einem Luzerner gebr. (Zur Orduung.) Ruft so mel
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Ihr wöllt! Ich habe dar' Recht meine Meinung zu
sagen; sagt die Eurige auch!

Zimmermann sagt, ich glaube es sey nothwen-
dig einem Mitgliede das Wort zu geben, um Nuce
zu zeigen, man mache hier keinen Unterschied. Wir
wollen es nicht machen, wie unsre anen Regierungen ;
wir wissen nicht, woher der ist sen wir ernennen.
Hub er unterstnzt Zimmermann. Diese Stelle wird
einst für Manner seyn, die im Dienste des Vaterlands
alt wurden; da wir aber jezt noch leine solche haben,
müssen wir sie einem andern geben. Es sey ein Unter-
schied zwischen Staaesbot und Wcibel! Aber jeder
Bürger hat ja das Recht Direktor zu werden! Es
sollte überall keine solche Petition angenommen wer-
den; auch braucht es keine Diskussion darüber.

Man geht zum geheimen Skinnncumchr, durch
welches mit relativer Mehrheit Wcibel Ryhiner von
Aran zum Staatsbot ernannt wird. An die Weibel-
stelle wird ebenfalls durch relatives geheimes Stim-
menmehr ernannt B. Mciri von Basel.

32 Einwohner von Freiburg beklagen sich in einer
Bittschrift über die Aussagen des B. Carmin trän
in der Sitzung vom Sie geben alles was
er über sie sagte, für Unwahrheiten aus. Es Ware
wider ihr Interest« gewesen, sich an die Berner, wi-
der die Franken zu seh liessen/ Sie waren Sklaven,
nicht Freunde der alten Regierung, und was sie an-
geben, wollen sie beweisen. Das Volk glaubte an Car-
mintran einen Freund zu wählen; es scheine aber es
irrte sich. Sie begehren Wiederherstellung ihrer Ehre,
und daß der Beschluß des Raths hierüber in das
offizielle Bulletin eingerükt werde.

Carmintran sagt, wenn man diese Leute hört,
sind nur sie Patrioten; man ist ihnen unsre Wiederge-
burt schuldig. Die Bürger von Freiburg behaupten
tyrannische Rechte über sie; fordern Auflagen von ih-
neu; geben ihnen constitmionswidrige Namen; dieß
war der Inhalt ihrer Petition, und von allem dein
ist nichts wahr. Ich sprach mit den? Unwillen darü-
bcr, den die Mißhandlung meiner Mitbürger ver-
diente. Ich sagle auch nicht sie schlugen sich zu den
Bernern, sondern zu den deutschen Landlcuten, und
als wir den Freiheitsbaum aufpflanzten, zeigte sich
keiner von ihnen; keiner theilte unsre Gefahr. Der
zeige sich, der es behaupten darf! und ich verpflichte
mich alles zurük zu nehmen. Auch wundert, es mich,
daß sich diese guten braven Burger ihre Petition von
einem kleinen emigrieren Franzosen machen liessen.
Noch unterschreiben diese guten Bürger und braven
Leute eine Menge Lügen; unter andern mit der Auf-
läge von 3 Ld'ors, welche ihnen die Bürger aufgelegt
haben sollten. Die Sache ist, daß.um Betten in die
Kasernen zu verschaffen, damit die Truppen nicht mehr
bei den Bürgern einquartiert werden müssen, man
alle Bürger nach Verhältniß anlegen mußte, und also

auch sie. Ich begehre, daß Ihr diese Bittschrift ver?
tagt, bis zur Ankunft einer andern Bittschrift, die
die Gemeinde von Freiburg eingeben wird. (Er legt
zur Bestätigung dessen, was er über die Auflage sagte,
einige Aktenstücke vor.)

Weber schließt zur Tagesordnung, ohue in die
Sache einzutreten, weil zu diesem eine Anklage nach
den Formen der Konstitution eingegeben werden müßte.

Billeter unterstüzt Webern, um so mehr, da
die Petition von Grobheiten und Anzüglichkeiten strotze.

Die Gemeinde Steinhaufen im Distrikte Zug
wünscht ihren Pfarrer selbst Wahlen zu dürfen/ Die
Bittschrift wird den? Direktorium zugewiesen.

H. Iacodi von Hanau, Schreiner in Bern,
bittet un? Entscheidung über seine früher schon eingc-
gcbne Bittschrift. Man geht zur Tagesordnung, weil
schau ein Gesez über den Znstand der Fremden In Hel-
vctien gemacht ist, und jene Bittschrift diesen Gegen-
stand betraf.

Die Gemeinde Unterhallau im Kt. Schaffhausen
begehrt statt Neukirch Disiriktshauptort zu werde».
Die Bittschrift wird der Emthcilungskommission zuge-
wiesen.

Viele Bürger der Gemeinde Vivis im Leman be-
gehren, daß der Werth aller Scheidemünzen nach dem
Fuß vom Nthlr. zu 4 Franken und zugleich ftstgeftzt
werde, wie viel Scheidemünze man auf 100 Franken
anzunehmen gehalten sey. Diese Bittschrift wird an
die Commission über das Münzwesen gewiesen.

B. Gtnder von Thun wünscht für seinen sgjàh-
rigen Sohn die Emanzipation (Recht der Volljährig-
kett) damit er das Notariat betreiben könne. Man
geht zur Tagesordnung.

I. S. Cord et von Billette im Leman beklagt
sich, daß ihm diese Gemeinde das Hiutersaßgeid ab-
fodere, ungeachtet er in der Gemeinde Lütti Bürger
ist, welche mit ersirer Gemeinde verbürgest ist. Diese
Bittschrift wird wird bis nach dem Geftz über die
Ettneindsbürgertechte vertaget.

P. Rabeifinger von Wyleroltigen im Distrikt
Laupen fodert die Bezahlung wegen Heulieferungen
an die französischen Truppen, weil er von seinen eig-
neu Gläubigern darum belangt wird. Diese Bittschrift
wird ans Direktorium gewiesen.

32 Tafernenwirthe aus dem Leman machen Ein-
wendnngen gegen die allgemeine Wirthshausfteiheit
und begehren Beibehaltung der Tafernenrechte. Diese
Bittschrift wird der Wirthshauskommisslon zugewiesen.

Senat, 6. November.
Präsident: Berthollet.

Der Beschluß, welcher dem Finanzmlm'ster io,voc>
Franken bewilligt, wird zum zweitenmal verlesen und
angenommen.
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Grosser Rath, November.
Präsident: Anderwerth,

Folgender Gesctzesvorschlag wird zum zweitenmal
serlesen und in Berathung genommen:

An den Senat.
Der grosse Rath zieht bei der Berathschlagung

-über die Botschaft des Dircktorinms vom ácn Okt.
Z?98 in Berathung:

1) Daß es den Grundsätzen der Billigkeit und
Gerechtigkeit zuwider sey, die Strafe des Verlustes
oder der Einstellung vom Bürgerrecht auf eine Art
auszulegen, die eben diese Bestrafung noch härter
»lachen würde.

2) Daß dieser Grundsaz um so mehr anwendbar
sey, da es hier um die Strafe der Konfiskation zu
thun ist, welche mit jenem von dem gcsezgebendcn
Jorps geheiligten Grundsatze) daß die Strafe sich

nur auf die Person des Verbrechers erstrecken müsse,
keineswegs vereinbar wäre;

und beschi eßt also:
t) Die pure und einfache Strafe des Verlustes

derBürge» rechte begreift diejenige der gänzlichen Einbüsi
sung der Theilnahme an Gcmeindgütern nicht in sich.

2) Die pure und einfache Strafe der Einstellung
der bürgerlichen Rechte begreift eben so wenig die
Einstellung der Theilnahme an Gcmcindgütern in sich,
indem der Genuß derselben, laut den in jeder Ge
meine bestehenden Gesetzen, sich mit der Abwesenheit
desjenigen, der ein Recht auf sie hat, füglich vereinn
gen laßt.

Dieser Vorschlag wird sogleich einmüthig ange-
ncmmen. (Die Fortsetzung folgt).

Kleine Schriften.
26. Rechtfertigung des Bürger Repräsen-

rant Hartmann; als eine Folge der Er-
klärnng des helvetischen grossen Ra-
thes, daß di eUntersuchnng seiner Com-
m issarverrichtungcn im Kloster Mury
statt habe. — Luzern den 16 November
1798. L. S. 24.

Der Vf. verlangt von dem Senat, derselbe soll
den Beschluß des grossen Rathes, kraft welchem seine

Verrichtungen als Commissar des Direktoriums, unter-
sucht werden sollen, nicht annehmen, indem er ein

Wann ist, «dem (S. 2.) das Direktorium das grosse

«Zeugniß seiner Zufriedenheit gab, den es, selbst nach

« demgräulicheich vielleicht auf nicht ganzrcmc Gründe

« gebauten Geschreie, nicht anklagte, nicht anklagen
«konnte"

Der Schluß der Schrift ist folgender: »Ich wnl
«der Geftzgebung die Ehre anthun-, zu glauben, daß

«keiner in derselben ist, welcher mich verfolgt, weil

« er sich an meiner Stelle gewünscht hatte. Nein '

«au dieß alles will ich mich gar nicht hallen; aoer

„zu der Anfrage bei dem D'rekMum muff ich Ske
«(B. Senatoren) aussodern, ob ich nicht hätte sicblm
«können, beträchtlich stehlen können, ungestraft steylen
«können, wenn ich gewollt hatte. Und wenn ich dieß
« nicht gethan habe, so zernichten Sie in Ihrem ge-
« rechten Eifer eine Untersuchung, die kindisch, schimpft
«lich, verfassungswidrig und ungerecht wäre."

Da wir von dem ganzen Geschäfte, das sei-
ner Natur nach von den gefezgebenden Räthen in ge-
Heimen Sitzungen behandelt wird, weiter nichts wift
sen, als was uns diese Denkschrift des Hartmann
bekannt gemacht hat, so erlauben wir uns eine e-nzi-
ge Bemerkung.

Es fest einen ungemein hbhen und wahrhaft ftlt-
neu Grad von Selbstverleugnung und consti-
tutionellem Patriotism voraus, nach einer
vor den gefezgebenden Räthen zur Sprache gekomm-
nen Anklage "wegen Untreu in Commisiariatvernchtun-
tungen, sich selbst, der Untersuchung dieser Verrich-
tnngen darum zu widersetzen, weil die Constitution
in demjenigen Artikel verkezt würde, der ci«e geschriebn
ne und unterzeichnete Anklage fvdert, welche, nach der
Behauptung des B. Hartmanns, der grosse Rath nicht
empfangen haben soll.

Wir gestchen gerne, daß wir so grosse Gelbffver-
langnung, Wir möchten sagen, Nichtachtung unsrer
selbst nicht besässen, und daß wir, zumal wenn
wir uns im Fall des B. Hartmann befänden,
dee (S. 3)°" das Zutrauen des Direktoriums, seines
Wissens, noch genießt," unsere Eigenliebe mit unsrer
Constitutionsliebe dadurch zu vereinigen suchen würden,
daß wir das Direktorium ersuchten, und um seiner
und unsrer Ehre willen anffoderten, die Anzeigen, die
es über unser Benehmen dem gesezgcbendcn Körper
eingesandt hat, nun auf eine solche Weise einzusenden,
daß ohne Verletzung irgend einer konstitutionellen Form,
die strengste Ü n te r su chu u g unserer Verrichtungen
könne vorgenommen werden.

Berichtign» g.
In den: in unserm XVten Stük abgedrukten,

vom Vskiziehnngsdirektorium dem grossen Rathe vor-
geschlagnen Bez ichungsprojckt der Staats-
ei nkünfte, muß folgende Stelle, die durch eine»

Irrlhum der Kanzlei des Direktoriums hcrcingekom-
men und alsobald znrükgenommen ward, wegge las-
sen und als nicht vorhanden angesehen
werden.

(S. ritz.) «Ein jeder Commis, Schreiber oder

« Bedienter, dem bekannt wäre, daß sein Meister eine

« fehlerhafte Angabe gemacht hätte, soll den Oberein-
«uchmer dessen benachrichtigen, welche? sich ansang-

« lich an freundschaftlicher Erläuterung mit dein Steuer-
«Pflichtigen haften und erst dannzumai, wenn dic>e

« vergeblich wäre, sich an den Friedensrichter wen-

« den wird."
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